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Vor dem Hintergrund des in Deutschland sehr heterogen ausgestalteten öffent-

lichen Rechnungswesens sind durch die Einführung der EPSAS v. a. auf Landes-

und Bundesebene umfassende Reformen zu erwarten.

5 Gesetzgebung

5.1 Überblick über den Referentenentwurf des BilRUG

a) Neue Vorschriften zur Rechnungslegung und Prüfung

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat am 28.7.2014

den Referentenentwurf (RefE) eines Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes (BilRUG)

veröffentlicht, mit dem die EU-Bilanzrichtlinie 2013/34/EU vom 26.6.2013 (ABl.

EU Nr. L 182/19) in nationales Recht umgesetzt werden soll. Zentrale Änderungen

mit erheblichen Auswirkungen für die Praxis sind die Anhebung der Schwellen-

werte für die Größenklassen sowie die Pflicht zur Konzernrechnungslegung, die

Neudefinition der Umsatzerlöse sowie die Modifikation und Erweiterung der An-

hangangaben. Ferner ist der Ausschluss von sog. Beteiligungsunternehmen (u. a.

Finanzholdings) aus dem Kreis der Kleinst-KapG von praktischer Relevanz.

Mit Ausnahme der Anhebung der Schwellenwerte für den Jahres- und Konzernab-

schluss (§§ 267, 293 HGB-E) und der neuen Definition der Umsatzerlöse

(§ 277 Abs. 1 HGB-E) sind die Neuregelungen erstmals zwingend für Geschäfts-

jahre, die am oder nach dem 1.1.2016 beginnen, anzuwenden.

b) Darstellung der möglicherweise erstmals bereits für nach dem 31.12.2013 begin-

nende Geschäftsjahre relevanten Neuregelungen

Anhebung von Schwellenwerten

Die zuletzt durch das BilMoG erhöhten Schwellenwerte für die Größenklassen wer-

den erneut angehoben. Während die Anzahl der Arbeitnehmer unverändert bleibt,

wird der Schwellenwert für das Merkmal Bilanzsumme auf 6 Mio. EUR (für kleine

KapG) bzw. 20 Mio. EUR (für mittlere KapG) und für das Merkmal Umsatzerlöse

auf 12 Mio. EUR (für kleine KapG) bzw. 40 Mio. EUR (für mittlere KapG) erhöht.

Zudem wird für Zwecke des § 267 HGB erstmals der Begriff der Bilanzsumme als

die Summe aus Anlagevermögen, Umlaufvermögen, Rechnungsabgrenzungsposten

und aktivem Unterschiedsbetrag aus der Vermögensverrechnung (d. h. ohne aktive

latente Steuern) definiert (§ 267 Abs. 4a HGB-E). Die Schwellenwerte für Kleinst-

KapG nach § 267a HGB bleiben dagegen unverändert.
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§ 293 Abs. 1 HGB-E erhöht die Schwellenwerte für die größenabhängige Befreiung

von der Pflicht zur Konzernrechnungslegung. Das Merkmal der Bilanzsumme

wird auf 24 Mio. EUR (Bruttomethode) bzw. 20 Mio. EUR (Nettomethode) und

das Merkmal der Umsatzerlöse auf 48 Mio. EUR (Bruttomethode) bzw. 40 Mio.

EUR (Nettomethode) angehoben.

Nach Art. 74 Abs. 2 EGHGB-E sind die neuen Schwellenwerte erstmals auf Jahres-

abschlüsse für nach dem 31.12.2013 beginnende Geschäftsjahre anzuwenden. Aus-

weislich der Gesetzesbegründung werden sie – für Zwecke des Zweijahresvergleichs

– rückbezogen. Mithin ist eine KapG am Abschlussstichtag 31.12.2014 „klein“,

wenn sie zum 31.12.2014 und 31.12.2013 oder zum 31.12.2013 und 31.12.2012

2 der 3 Merkmale nach der Änderung nicht überschreitet.

Neudefinition der Umsatzerlöse

Die bisherige Definition rekurriert u. a. auf das Tatbestandsmerkmal „gewöhnliche

Geschäftstätigkeit“ zur Abgrenzung der Umsatzerlöse von den außerordentlichen

Erträgen und auf das Tatbestandsmerkmal „typisches Leistungsangebot“ zur Ab-

grenzung der Umsatzerlöse von den sonstigen betrieblichen Erträgen. In der Legal-

definition der Umsatzerlöse gem. § 277 Abs. 1 HGB sollen diese beiden Tatbe-

standsmerkmale entfallen, so dass alle Erlöse aus Erzeugnissen, Waren oder

Dienstleistungen als Umsatzerlöse qualifizieren.

Die Neudefinition der Umsatzerlöse führt zu einer Neujustierung des Verhältnisses

zwischen den Umsatzerlösen und den sonstigen betrieblichen Erträgen und zu

einer inhaltlichen Ausweitung der Umsatzerlöse, da sowohl für Teile der bisher un-

ter den „sonstigen betrieblichen Erträgen“ als auch für Teile der bisher unter den

„außerordentlichen Erträgen“ erfassten Erträge nunmehr ein Ausweis innerhalb der

Umsatzerlöse zu erfolgen hat. In der praktischen Umsetzung bedeutet dies, dass

u. a. Erlöse aus Miet- und Pachteinnahmen (z. B. aus der Vermietung von Werks-

wohnungen), Konzernumlagen sowie Entgelte für die Verleihung von Arbeitskräf-

ten auch von Handels- oder Produktionsunternehmen innerhalb der Umsatzerlöse

auszuweisen sind. Zudem dürften künftig auch Erlöse aus Schrottverkäufen, aus

Verkäufen von überzähligen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen oder aus Verkäufen

an Personal (u. a. Kantinenerlöse) innerhalb der Umsatzerlöse auszuweisen sein. Da

dem Posten der Umsatzerlöse u. a. im Hinblick auf die Schwellenwerte für die Grö-

ßenklassen eine zentrale Bedeutung zukommt und die Neuregelung bereits für

nach dem 31.12.2013 beginnende Geschäftsjahre gelten soll, empfiehlt sich eine

sorgfältige Analyse der möglichen Auswirkungen im Einzelfall.
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Hinweis

Da nach dem RefE des BilRUG die Neudefinition der Umsatzerlöse bereits für

Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2013 beginnen, anzuwenden ist, müssten

die Unternehmen für ihre Abschlüsse zum 31.12.2014 ggf. die Umsatzerlöse

nach altem und nach neuem Recht ermitteln, da der Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens des BilRUG nicht feststeht. Vor diesem Hintergrund regt das IDW an, dass

die Neudefinition der Umsatzerlöse erst ab 2016 gelten sollte.

c) Überblick über weitere zentrale Änderungen im Einzel- und Konzernabschluss

Die nachstehende Übersicht nennt die wesentlichen Neuregelungen und enthält zu-

dem eine Einschätzung hinsichtlich der praktischen Auswirkungen.

Vorschriften im HGB Inhalt der Neuregelung Auswirkung

§ 8b HGB: Unternehmens-

register

Einführung der Pflicht zur Offen-

legung von Zahlungsberichten gem.

§§ 341q-341y HGB-E

niedrig

§ 241a HGB: Befreiung von

der Pflicht zur Buchführung

und Erstellung eines Inventars

Klarstellung, dass die Schwellenwer-

te für Umsatzerlöse und Jahresüber-

schuss Jahreswerte darstellen

niedrig

§ 253 HGB: Zugangs- und

Folgebewertung

Bei Inanspruchnahme von Erleich-

terungen durch Kleinst-KapG muss

die Bewertung von Deckungsver-

mögen zu fortgeführten AK/HK

erfolgen.

niedrig

Festlegung einer Nutzungsdauer für

aktivierte selbst geschaffene immate-

rielle Vermögensgegenstände des

Anlagevermögens und für derivative

Geschäfts- oder Firmenwerte, falls

deren Nutzungsdauer nicht verläss-

lich geschätzt werden kann. Die

Nutzungsdauer darf nicht weniger

als 5 Jahre und nicht mehr als max.

10 Jahre betragen.

hoch
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Vorschriften im HGB Inhalt der Neuregelung Auswirkung

§ 255 HGB: Bewertungs-

maßstäbe

Klarstellung, dass (nur) „zurechen-

bare“ Anschaffungspreisminderun-

gen von den AK abzusetzen sind

niedrig

§ 264 HGB: Pflicht zur Auf-

stellung und Befreiungen

Wegfall der Angabepflicht zu eige-

nen Aktien für Kleinst-KapG in der

Rechtsform der KGaA

niedrig

Erweiterung des Jahresabschlusses

um einleitende Angaben zum Kauf-

mann. So besteht nun eine explizite

Angabepflicht von Firma, Sitz,

Registergericht und Handelsregister-

nummer des Bilanzierenden. Sofern

sich das berichtende Unternehmen

in Liquidation befindet, ist hierauf

gesondert hinzuweisen.

mittel

Änderung der Voraussetzungen zur

Inanspruchnahme von Erleichterun-

gen bei der Aufstellung, Prüfung

und/oder Offenlegung des Jahresab-

schlusses und Lageberichts von

Tochter-KapG. Die zu erfüllenden

Voraussetzungen lauten wie folgt:

1. Alle Gesellschafter des Tochter-

unternehmens haben der Befreiung

zugestimmt.

2. Einstandspflicht des Mutterunter-

nehmens für die Verbindlichkeiten

des Tochterunternehmens (wenn,

sobald und soweit die Einstands-

pflicht widerrufen wird, leben alle

Rechnungslegungspflichten etc. des

Tochterunternehmens wieder auf).

3. Aufstellung und Prüfung des

Konzernabschlusses erfolgen nach

den Rechtsvorschriften des Sitzstaats

des Mutterunternehmens.

hoch
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Vorschriften im HGB Inhalt der Neuregelung Auswirkung

4. Tatsächliche Einbeziehung in den

Konzernabschluss und -lagebericht

ist erfolgt und es wurde ein Hinweis

auf die Befreiung im Konzernan-

hang gegeben.

5. Für das zu befreiende Tochterun-

ternehmen sind der Beschluss nach

Nr. 1, die Erklärung nach Nr. 2 sowie

der Konzernabschluss mit Bestäti-

gungsvermerk nach Nr. 3 offen-

gelegt.

Nach § 264 Abs. 4 HGB-E können

auch Mutterunternehmen nach

§ 11 PublG einen befreienden Kon-

zernabschluss und -lagebericht auf-

stellen. In diesem dürfen die Er-

leichterungen des § 13 Abs. 3 Satz 1

PublG nicht in Anspruch genom-

men werden.

§ 264b HGB: Befreiungen für

Personenhandelsgesellschaften

i. S. d. § 264a HGB

Verweis für Personenhandelsgesell-

schaften auf § 264 Abs. 3 HGB.

Damit würde die Möglichkeit zur

Selbstbefreiung auch des Mutter-

unternehmens durch Einbeziehung

in seinen eigenen Konzernabschluss

und -lagebericht entfallen.

hoch

§ 264c HGB: Besondere

Bestimmungen für Personen-

handelsgesellschaften i. S. d.

§ 264a HGB

Aufhebung der Möglichkeit zur ge-

sonderten Angabe der Ausleihun-

gen, Forderungen und Verbindlich-

keiten gegenüber Gesellschaftern im

Anhang

niedrig

§ 265 HGB: Allgemeine

Grundsätze für die Gliederung

Gliederung des Jahresabschlusses

nach Geschäftszweigen braucht von

kleinen KapG nicht gemacht wer-

den.

niedrig
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